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• DA. FRANZ LÖSCHNAK 
BUNDESMINISTER FüR INNERES 

n -$59 der Beilagen zu den Steno~aDhischen Protokollen 
des Nationalrates XVIII: Gesetzgebungsperiode 

ZL. 97.111/335-Sl III/91 

An den 

Präsidenten des Nationalrates 

Dr. Heinz FISCHER 

ParLament 

1017 Wie n 

Wien) am 10. Juli 1991 

*1~/)rIAB 

1991 -D7- 12 
2U -12'12/J 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Mag. Grandits, Freunde und 

Freundinnen haben am 11. Juni 1991 unter der ZahL 1242/J-NR/1991 

an mich eine schriftLiche parLamentarische Anfrage betreffend 

"kurdische FLüchtLinge" gerichtet} die foLgenden WortLaut hat: 

"1. Nach weLchen Kriterien unters~heiden Sie die 200 kurdischen 

FLüchtLinge J die nunmehr im Rahmen einer humanitären HiLfsak­

tion von österreich als Asylwerber übernommen werden sollen 

von jenen kurdischen Asylwerbern) die in Letzter Zeit von 

österreich aus zurückgeschoben wurden? 

2. Ist es richtig, daß kurdische Asylwerber, die aus dem Iran) 

Irak oder der Türkei kommen) sofern Sie keine Dokumente bei 

sich haben in erster Instanz nicht als poLitische FLüchtLin­

ge nach der Genfer FLUchtLingskonvention anerkannt werden 

können? 

a) wie rechtfertigen Sie diese Nichtanerkennung bzw. auf 

weLche Rechtsgrundlage beziehen Sie sich? 

b) ist es richtig, daß sie nicht in die Bundesbetreuung 

aufgenommen werden? 
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c) wenn ja} wie begründen Sie diese vorgangsweise? 

3. Sind Sie nach wie vor der Meinung) daß Kurden ohne Ausweispa­

piere Ihre Bedürftigkeit nicht nachweisen können oder rei­

chen auch für Sie die inzwischen erfoLgten Berichte in den 

Medien aLs Nachweis der Bedürftigkeit der kurdischen FLücht­

Linge aus? 

4. Werden die 200 kurdischen FLüchtlinge, die aus dem Krisenge­

biet nach österreich gehoLt werden soLLen, nach dem Kriteri­

um ausgewähLt) ob sie güLtige Reisedokumente haben? 

5. Werden Sie dafür sorgen, daß 

a) die in nächster Zeit in österreich einreisenden 200 kur­

dischen Asylwerber schneLL und unbürokratisch aLs FLücht­

Linge nach der Genfer FLüchtlingskonvention anerkannt 

werden? 

b) diese Asylwerber in die Bundesbetreuung übernommen wer­

den? 

6. WeLche Maßnahmen sind von Ihrem Ressort vorgesehen, um die 

zuständigen Asylbehörden erster Instanz anzuhaLten, diesbe­

zügLich im Sinne einer oben erwähnten humanitären HiLfeLei­

stung schneLL und unbürokratisch zu handeLn? 

7. Werden Sie entsprechende Weisungen an die Asylbehörden er­

ster Instanz erteilen? 

8. Wie rechtfertigen Sie die Zurückschiebung kurdischer FLücht­

linge einerseits und die Aufnahme von an~eren 200 kurdischen 

FLüchtLingen andererseits? 
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9. Werden die Asylverfahren der sich bereits in österreich 

aufhaLtenden irakisehen, iranischen und tUrkischen Kurden in 

gLeicher Art und Weise rasch und un~Uro~ratisch abgewickeLt? 

Wenn nein, womit begrUnden Sie.diese Ungleichbehandlung? 

10. Sind Ihnen FäLLe irakiseher staatsangehöriger, insbesondere 

irakiseher Kurden, bekannt, die während der Golfkrise, des 

Golfkrieges bzw. nach dem Golfkrieg von den Asylbehörden in 

erster Instanz aLs FLUcht Linge der Genfer Konvention aner­

kannt wurden? 

a) Wenn ja) um wieviele FäLLe handeLt es sich? 

b) Wie vieLe FäLLe wurden im VergLeich dazu negativ erLe­

digt? 

11. Sind Sie der Ansieht, daß irakisehe Kurden im Iran und in 

der TUrkei vor der RUckschiebung in den Irak sicher sind? 

Wenn ja, auf weLche Informationen stUtzen Sie diese Annahme? 

12. Sind Sie der Ansicht, daß irakisehe Kurden in den AufnahmeLa­

gern in der TUrkei und im Iran eine menschenwUrdige Existenz­

grundlage finden können? 

Wenn ja) auf weLche Informationen stUtzen Sie diese Ansicht? 

13. Sind Sie der Ansicht) daß ein von Tod) Hunger) Seuchen be­

drohter Kurde, der sich in den Lagern in der TUrkei oder im 

Iran aufhäLt, durch den bLoßen Lageraufenthalt Schutz vor 

VerfoLgung gem. § 7 Absatz 2 des Asylgesetzes gefunden hat? 

14. In weLcher Art und Weise wird seitens Ihres Ministeriums 

Sorge getragen) daß die Beamten der Asylbehörden mit der 

poLitischen und sozioökonomischen Situation im Irak, der 

TUrkei und dem Iran vertraut gemacht werden? 
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15. Liegen den Asylbehörden die Berichte von Amnesty Internatio­

naL und anderen Menschenrechtsorganisationen über dieSitua­

tion der Kurden im Iran, Irak und der Türkei aLs Entschei­

dungsgrundlage vor? 

Wenn nein, warum nicht? 

16. Stehen den AsyLbehHrden kurdische Ubersetzer zur Verfügung? 

17. Ist gewährLeistet, daß kurdische FLüchtlinge durch kur~isch~ 

Ubersetzer interviewt werden? 

18. Sind Sie der An~icht, daß die Beamten der AsyLbehHrden mit 

der Situation im Irak ausreichend vertraut sind? 

a) Wenn ja: 

- worauf stützen Sie Ihre Meinung? 

- wie erkLären Sie sich die im internationaLen Vergleich 

extrem niedrige Anerkennungsquote bei irakisehen 

Staatsangehörigen? 

b) Wenn nein: 

- was gedenken Sie zu unternehmen} um dieses Manko zu 

beseitigen? 

19. Sind in der Vergangenheit irakisehe Staatsangehörige, insbe­

sondere Kurden, in den Irak abgeschoben worden? 

Wenn ja} wie vieLe FäLLe sind Ihnen bekannt? 

20. Aus weLchen Ländern kamen die Kurden} die nach der Einreise 

in österreich wieder zurückgeschoben wurden? 

21. Sind Sie der Ansicht, daß Abschiebungen irakiseher Staatsbür­

ger, insbesondere Kurden, in den Irak im Sinne des § 13 a 

Fremdenpolizeigesetz genereLL unzuLässig sind? 
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22. Wie vieLe FäLLe sind Ihnen bekannt, bei denen die Fremdenpo~ 

Lizei etwa durch Verhängung der Schubhaft zum Zwecke der 

Abschiebung vorgegangen ist? 

a) Können Sie ausschLießen, daß es zu soLchen FäLLen gekom­

men ist? 

b) Sind seitens Ihrer Ressorts Maßnahmen ins Auge gefaßt, 

die es ausschLießen, daß soLche FäLLe vorkommen? Wenn ja, 

weLche? 

23. FaLLs es soLche FäLLe gibt und sie Ihnen bekannt werden, 

werden Sie gegen die VerantwortLichen Strafanzeige erstat­

ten? 

Wenn nein, werden Sie gegen die VerantwortLichen DiszipLi­

naranzeige erstatten? 

Diese Anfrage beantworte ich wie foLgt: 

Zur Frage 1 

Bei jenen kurdischen FLüchtLingen, die im Rahme~ einer humanitä­

ren HiLfsaktion von österreich übernommen wurden, konnte im er­

sten FLuchtstaat unmitteLbar nach der FLucht und der EinschaLtung 

internationaLer HILfsorganisationen vor Ort der' Kontakt zu den 

FlüchtLingen hergesteLLt werden. Es wurden erste Gespräche insbe­

sondere zu den FLuchtgründen bereits in der Türkei durchgeführt, 

womit gewährLeistet werden konnte, daß v.a. jene Personen in 

österreich Aufnahme finden können, die die Hilfe österreichs im 

besonderen Maß brauchen. Dies unterscheidet die genannte Gruppe 

von anderen Asylwerbern. 
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Zur Frage 2 

Dies ist unrichtig. Auch Asylwerber ohne Dokumente können als 

FLüchtLi~ge anerkannt werden. Eine Aufnahme in die Bundesbetreu­

ung kommt für Person~n ohn~ jegliche Dokumentation im Rege~faLl 

aber nicht in Frage, da jemand, der nicht einmaL seine Identität 

gLaubhaft machen kann, auch seine Bedürftigkeit nicht glaubhaft 

machen kann. Die Vorgangsweise ist darüber hinaus ,dadurch begrün­

det, daß seit der Anordnung dieser Praxis der Anteil der dokumen­

tierten Asylwerber deutlich angestiegen ist: dies gibt Grund zur 

Annahme, daß die meisten Asylwerber, die bei ihrem ersten Kontakt 

mit der Asylbehörde bzw. der Bundesbetreuung keine Dokumente mit 

sich fUhren, in WirkLichkeit über Dokumente verfügen, ~it denen 

sie in weiterer FoLge wiederum bei der Behörde vorsprechen. Einer 

Rufnahme in die Bundesbetreuung zu diesem Zeitpunkt steht dann 

nichts mehr im Wege. Im Endeffekt kommt diese RegeLung den 

Asylwerbern zugute, da sich ihre Situation im Asytverfahren ohne 

ZweifeL verbessert, wenn sie aLLe jene Dokumente vorweisen kön­

nen, über die sie auch tatsächLich verfügen. 

Zur Frage 3 

Auf die Beantwortung der Frage 2 wird verwiesen. 

Zur Frage 4 

Nein. 

Zur Frage 5 

Ja. 
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Zur Frage 6 

Es wurden bereits erste Interviews in der Türkei durchgeführt, 

der weitere AbLauf der Asylverfahren war in verfahrensrechtlicher 

Hinsicht zum Zeitpunkt des Eintreffens der Gruppe bereits vo,rbe­

reitet. 

Zur Frage 7 

Eine Weisungserteilung ist angesichts der Sachlage nicht erforder­

Lich. 

Zur Frage 8 

Es liegt auf der Hand, daß sich die Lebenssituation von Flüchtlin­

gen im türkischen BergLand, die von heute auf morgen ihre Heimat­

orte verlassen mUßten und seither keine feste Unterkunft in ihrem 

ersten AUfenthaltsstaat. finden konnten, deutLich von der Lebenssi­

tuation jener Asylwerber unterscheidet) die sich bereits in einem 

verfolgungssicheren staat aufhaLten und von dort, oft nach einem 

monatelangen Aufenthalt in verfolgungssicheren staaten, ilLegaL 

die Grenze nach österreich überschreiten. 

Zur Frage 9 

Aufgrund der Vorbereitungen können die Verfahren in den FäLlen 

der von der Türkei übernommenen kurdischen FlüchtLinge rascher 

abgewickeLt werden. 
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Zur Frage 10 

Grundsätzlich ist darauf hinzuweisen, daß es in dem in der Frage 

dargelegten Zusammenhang nicht darauf ankommt, ob kurdische 

FlüchtLinge während der Golfkrise oder des Golfkrieges anerkannt 

wurden, sondern darauf, ob es sich um Personen handeLt, die ihre 

Heimat in diesen Zeiträumen verLassen mUßten. Da die RsyLve~fah­

ren jener FLüchtLinge, die in diesem Zeitraum ihre Heimat verLas­

sen haben, großteiLs noch nicht abgeschLossen sind, Liegt dazu 

noch keine Statistik vor. Eine ZusammensteLLung der Ergebnisse 

der RsyLverfahren von RsyLwerbern mit irakiseher Staatsbürger­

schaft ergibt aber, daß in den Letzten Monaten die Rnerkennungs­

quote 80,6 % betragen hat. 

Zur Frage 11 

Nein. 

Zur Frage 12 

Nach den mir vorLiegenden Informationen habe ich nicht den Ein­

druck, daß man in den RufnahmeLagern eine menschenwürdige Exi­

stenzgrundlage finden kann. 

Zur Frage 13 

Nein. 

Zur Frage 14 

GrundLinie des nunmehr zur Begutachtung versandten RsyLgesetzent­

wurfes ist die Einrichtung eigener RsyLbehörden erster Instanz. 

Eine Motivation für diese Neukonstruktion war es, bei diesen 

Behörden speziaLisierte Beamte einsetzen zu können, die in voLLem 
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Umfang Uber die Situation in den Herkunftsländern von Asylwerbern 

informiert sind. Derzeit stehen dem Ressort neben Informationen, 

die in anderen Staaten eigens zum Zweck des Asylverfahrens aufbe­

reitet wurden} auch Informationen seitens internationaLer Organi­

sationen} Medienberichte und die Berichte der österreichischen 

Vertretungsbehörden zur VerfUgung. 

Zur Frage 15 

Ja. 

Zur Frage 16 

Ja. 

Zur Frage 17 

Diese Frage ist mit Frage 16 beantwortet. 

Zur Frage 18 

Die Beamten} die in der zweiten Instanz, aLso im Bundesministeri­

um fUr Inneres, mit der Behandlung von Asylwerbern aus dem Irak 

befaßt sind, sind ausreichend mit der Situation im Irak vertraut. 

Die Beamten, insbesondere jene des mit irakischen Asylwerbern 

betrauten Referates in der zuständigen Fachabteilung, zeichnen 

sich durch eine besonders hohe Eigeninitiative bei der Beschaf­

fung von Informationen Uber die FLuchtstaaten aus. Sie sind in 

ständigem Kontakt mit dem UNHCR und einzeLne Beamte haben auch in 

der TUrkei seLbst bei Gesprächen mit FLüchtLingen aus dem Irak 

GeLegenheit gehabt, unmitteLbar Eindrücke zu sammeLn. Auf diese 

QuaLifikation führe ich auch die im internationaLen VergLeich 

ausgesprochen hohe Anerkennungsquote bei irakischen Staatsangehö­

rigen zurück. 
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Zur Frage' 19 

Es ist sichergesteLLt, daß keine Asylwerber während des Verfah~ 

rens und keine FLüchtLinge in ihren Verfolgerstaat abgeschoben 

werden. 

Zur Frage 20 

Aus den unmitteLbar an österreich angrenzenden Nachbarstaaten. 

Zur Frage 21 

Nein. 

Zu den Fragen 22 und 23 

ES gibt Laufend FäLLe, "bei denen die Fremdenpolizei durch Verhän­

gung der Schubhaft zum Zwecke der Abschiebung vorgeht". Ich sehe 

keine VeranLassung dafür, genereLL auszuschLießen, daß die Frem­

dehpoLizei die im Gesetz vorgesehene Schubhaft Verhängt. Ich sehe 

darüber hinaus keine VeranLassung dafür, daß gegen die Organe 

Strafanzeige und DiszipLinaranzeige erstattet werden soLLte, die 

die im Gesetz vorgesehene Schubhaft verhängen. 

In diesem Zusammenhang weise ich ausdrückLich darauf hin, daß 

sich die Fragen 22 und 23 nicht auf Fremde einer bestimmten Natio­

naLität, sondern genereLL auf die Verhängung von Schubhaft gegen 

AusLänder allgemein beziehen. 
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